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 1.  Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Oer-
  Erkenschwick 
 
 
Inhaltsübersicht 
 
Präambel 
 
I.  Geschäftsführung des Rates 
  

1. Vorbereitung der Ratssitzungen  
   
§ 1 Einberufung der Ratssitzungen 
§ 2 Ladungsfristen 
§ 3 Aufstellung der Tagesordnung  
§ 4 Öffentliche Bekanntmachung 
§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung  
§ 6 Informationsrecht des Rates 
 

2. Durchführung der Ratssitzungen 
 
   2.1 Allgemeines 
 
§  7 Öffentlichkeit der Ratssitzung 
§  8 Vorsitz 
§  9 Beschlussfähigkeit 
§10 Mitwirkungsverbot  
§11 Teilnahme an Sitzungen 
 
   2.2.Gang der Beratungen 
 
§ 12 Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 
§ 13 Redeordnung 
§ 14 Anträge zur Geschäftsordnung 
§ 15 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 
§ 16 Anträge zur Sache 
§ 17 Abstimmung und Wahlen 
§ 18 Fragerecht der Ratsmitglieder 
§ 19 Fragerecht der Einwohner 
   
 2.3.Ordnung in den Sitzungen 
 
§ 20 Ordnungsruf und Wortentziehung 
§ 21 Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 
§ 22 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 
§ 23 Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung 
§ 24 Zuhörer 
   

3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 
§ 25 Niederschrift 
§ 26 Unterrichtung der Öffentlichkeit 
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II.  Geschäftsführung der Ausschüsse 
 
§ 27 Grundregel 
§ 28 Abweichung für das Verfahren der Ausschüsse 
§ 29 Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 
 
III. Fraktionen 
 
§ 30 Bildung von Fraktionen 
§ 31 Informationsrecht der Fraktionen 
§ 32 Dienstreisen 
 
IV. Datenschutz 
 
§ 33 Datenschutz 
§ 34 Datenverarbeitung 
 
V. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 
 
§ 35 Schlussbestimmungen 
§ 36 Funktionsbezeichnungen 
§ 37 Inkrafttreten 
 
Präambel 
 
Aufgrund des § 47 Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NRW.2023), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 738), 
in Kraft getreten am 29. Dezember 2018 
 
hat der Rat der Stadt Oer-Erkenschwick am 21.02.2019 folgende Geschäftsordnung 
beschlossen: 
    
I.  Geschäftsordnung des Rates 
 
1.  Vorbereitung der Ratssitzungen 

 
§ 1 

Einberufung der Ratssitzungen 
 
(1) Der Bürgermeister beruft den Rat ein, so oft es die Geschäftslage erfordert, jedoch soll 

er den Rat wenigstens alle zwei Monate einberufen. Der Rat ist unverzüglich 
einzuberufen, wenn mindestens ein Fünftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion unter 
Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstände dies verlangt. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersendung einer schriftlichen Einladung an alle 

Ratsmitglieder sowie an die Beigeordneten. 
 
(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. Ihr sollen schriftliche 

Erläuterungen zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen (Vorlagen) beigegeben 
werden. 

 
§ 2 

Ladungsfristen 
 
(1) Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens 14 volle Tage vor dem 

Sitzungstag, den Tag der Absendung nicht eingerechnet, zugehen. 
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(2) In besonders dringenden Fällen kann die Ladungsfrist bis auf 3 volle Tage abgekürzt 
werden. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen. 

 
§ 2 a 

Elektronisches Sitzungsdienstverfahren 
 
(1) Ratsmitglieder können durch schriftliche Erklärung an den Bürgermeister auf die 

Zusendung einer schriftlichen Einladung sowie die Zusendung von Sitzungsvorlagen in 
Papierform verzichten. In diesem Falle erfolgt die Zusendung der Einladung unter 
Berücksichtigung der Ladungsfrist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Sätze 1 und 2. 
in elektronischer Form an eine durch das jeweilige Mitglied des Rates anzugebende 
persönliche E-Mail-Adresse. Die Ladungsfrist gilt auch als gewahrt, wenn die 
Einladung am 14. Tag vor dem Sitzungstag im elektronischen Sitzungsdienstverfahren 
(Ratsinformationssystem) bereitgestellt wird. Neben der Einladung sind dort die 
dazugehörigen Vorlagen bereitzustellen. 

 
(2) Sofern eine elektronische Zusendung der Einladung aus technischen Gründen nicht 

möglich ist, erfolgt die Zusendung der Einladung nach den §§ 1 und 2. In diesem Fall 
können die Ladungsfristen gem. § 2 Abs. 1 Satz 1 und gem. § 2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 
um jeweils einen Tag unterschritten werden. 

 
(3) Die übrigen Regelungen in den §§ 1 und 2 bleiben unberührt. 
   

§ 3 
Aufstellung der Tagesordnung 

  
(1) Der Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest. Er hat dabei die Vorschläge 

aufzunehmen, die ihm in schriftlicher Form spätestens am 18. Tag vor dem 
Sitzungstag von mindestens einem Fünftel der Ratsmitglieder oder von einer Fraktion 
vorgelegt werden. 

 
(2) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 

Oer-Erkenschwick fällt, weist der Bürgermeister in der Tagesordnung darauf hin, dass 
die Angelegenheit ohne Sachdiskussion durch Geschäftsordnungsbeschluss des 
Rates von der Tagesordnung wieder abzusetzen ist. 

 
(3) Der Bürgermeister legt ferner die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte fest 

und bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften und des § 7 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung, welche Tagesordnungspunkte in nicht-öffentlicher Sitzung 
behandelt werden sollen. 

 
§ 4 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom Bürgermeister rechtzeitig öffentlich 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die Hauptsatzung hierfür 
vorschreibt. 
 

§ 5 
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

 
(1) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies 

unverzüglich, spätestens zu Beginn der Sitzung, dem Bürgermeister mitzuteilen. 
 
(2) Entsprechendes gilt für Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen. 
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§ 6 
Informationsrecht des Rates 

 
(1) Das Informationsrecht des Rates, der Fraktionen und einzelner Ratsmitglieder 
 richtet sich nach den abschließenden Regelungen im § 55 GO NW. 
 
(2) Für die Verwertung der übermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften, 

insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze und die Vorschriften des § 
33 der Geschäftsordnung. 

 
2. Durchführung der Ratssitzungen 
 
2.1. Allgemeines 
 

§ 7 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

 
(1) Die Ratssitzungen sind öffentlich. Jedermann hat das Recht, als Zuhörer an 

öffentlichen Ratssitzungen teilzunehmen, soweit dies die räumlichen Verhältnisse 
gestatten. Die Zuhörer sind – außer im Falle des § 19 (Einwohnerfragestunde) – nicht 
berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates zu 
beteiligen. 

 
(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner haben das Recht, an 

nichtöffentlichen Ratssitzungen als Zuhörer teilzunehmen, sofern ihr Aufgabenbereich 
beim jeweiligen Beratungsgegenstand berührt ist. 

 
(3) Für folgende Angelegenheiten wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen: 
 
 a) Personalangelegenheiten, 
 b) Liegenschaftsangelegenheiten, 
 c) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 
 d) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der Beratung des 

Jahresabschlusses und der Entlastung des Bürgermeisters (§ 96 Abs. 1 GO) 
 e) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 
 f) Auftragsvergaben, 
 g) Rechtsstreitigkeiten, 
 h) sonstige Angelegenheiten deren Behandlung in öffentlicher Sitzung das Wohl der 

Stadt gefährden oder dem berechtigten Interesse einzelner Personen 
zuwiderlaufen würde. 

 
Satz 1 Buchstabe a) – h) gelten nicht, wenn im Einzelfall weder Belange des 
öffentlichen Wohls noch berechtigte Ansprüche oder schützenswerte Interessen 
Einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 

 
(4) Darüber hinaus kann auf Antrag eines Ratsmitgliedes oder des Bürgermeisters für 

einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Anträge und 
Vorschläge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur in nichtöffentlicher Sitzung 
begründet und beraten werden. Falls dem Antrag oder dem Vorschlag stattgegeben 
wird, ist die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtöffentlicher 
Sitzung  weiterverhandelt wird (§ 48 Abs. 2 GO). 

 
§ 8 

Vorsitz 
 
(1) Der Bürgermeister führt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner Verhinderung übernimmt 

sein Stellvertreter den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt sich 
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aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 Abs. 2 GO. 
 
(2) Der Bürgermeister hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Er handhabt die 

Ordnung in der Sitzung und übt das Hausrecht aus (§ 51 GO). 
 

§ 9 
Beschlussfähigkeit 

 
(1) Für die Beschlussfähigkeit des Rates gelten die Bestimmungen des § 49 GO NW.  
 
(2) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Bürgermeister die ordnungsgemäße 

Einberufung sowie die Beschlussfähigkeit der Versammlung fest und lässt dies in der 
Niederschrift vermerken. Stellt während einer Sitzung der Bürgermeister den Mangel 
der Beschlussfähigkeit aus eigener Erkenntnis oder auf Antrag eines Ratsmitgliedes 
fest, so hat er die Beschlussunfähigkeit formell festzustellen.  

 
(3) Nach Feststellung der Beschlussunfähigkeit kann die Sitzung auf Antrag eines 

Ratsmitgliedes für 15 Minuten unterbrochen werden. 
 
(4) Wird kein Antrag auf Unterbrechung gestellt oder ist nach Ablauf von 15 Minuten nicht 

die für die Beschlussfähigkeit ausreichende Anzahl von Ratsmitgliedern im 
Sitzungssaal anwesend, muss der Bürgermeister die Sitzung schließen. 

 
§ 10 

Mitwirkungsverbot 
 
(1) Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §§ 50 Abs. 6, 43 Abs. 2, 31 GO von der 

Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat er den 
Ausschließungsgrund vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert dem Bürgermeister 
anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer öffentlichen Sitzung kann 
das Ratsmitglied sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes 
aufhalten. 

 
(2) In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, ob ein Ausschließungsgrund besteht. 
 
(3) Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat 

dies durch Beschluss fest. Der Beschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 
 

§ 11 
Teilnahme an Sitzungen 

 
Die Teilnahme des Bürgermeisters und der Beigeordneten an den Sitzungen des Rates 
regelt sich nach § 69 GO NW. 
 
2.2.  Gang der Beratungen 
 

§ 12 
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

 
(1) Der Rat kann beschließen, 
  
 a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 
 b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden, 
 c) Tagesordnungspunkte aufzunehmen oder abzusetzen. 
 

Die Bestimmungen des § 7 Abs. 2 der Geschäftsordnung sowie des § 48 Abs. 1 Satz 5 
GO bleiben dabei unberührt. 
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(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung mit Beschluss des Rates erweitert werden, 

wenn es sich um Angelegenheit handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von 
äußerster Dringlichkeit sind (§ 48 Abs. 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in der 
Niederschrift aufzunehmen. 

 
(3) Ist aufgrund des Vorschlages einer Fraktion oder eines Fünftel der Ratsmitglieder eine 

Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den 
Aufgabenbereich der Stadt Oer-Erkenschwick fällt, setzt der Rat durch 
Geschäftsordnungsbeschluss die Angelegenheit von der Tagesordnung ab. 

 
(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die 

nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, ein Geschäftsordnungsantrag nach Abs. 2 
aus der Mitte des Rates nicht gestellt, stellt der Bürgermeister von Amts wegen den 
Antrag und lässt darüber abstimmen. 

 
§ 13 

Redeordnung 
 
(1) Der Bürgermeister ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder 

beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes auf 
und stellt die Angelegenheit zur Beratung. 

 
(2) Das Wort wird zu jedem Tagesordnungspunkt zunächst je einem Vertreter der im Rat 

gebildeten Fraktionen erteilt. Die Wortmeldung geschieht durch Handzeichen. Melden 
sich mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge 
der Wortmeldung. 

 
(3) Außerhalb der Reihenfolge erhalten der Bürgermeister und die Beigeordneten das 

Wort. Das gilt auch für Ratsmitglieder, die Anträge zur Geschäftsordnung stellen 
wollen. 

 
(4) Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag von einem Fünftel der 

Ratsmitglieder oder einer Fraktion in die Tagesordnung aufgenommen worden ist (§ 3 
Abs. 1 Geschäftsordnung), so ist zunächst den Antragstellerin Gelegenheit zu geben, 
ihren Vorschlag zu begründen. Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhält 
zunächst der Berichterstatter das Wort.  

 
(5) Die Redezeit beträgt im Regelfall höchstens 10 Minuten. Sie kann durch Beschluss des 

Rates verlängert oder verkürzt werden. Jedes Ratsmitglied darf höchstens dreimal zum 
selben Punkt der Tagesordnung sprechen; Anträge zur Geschäftsordnung bleiben 
hiervon unberührt. 

 
(6) Überschreitet ein Redner die festgesetzte Zeit, so kann ihm der Bürgermeister nach 

einmaliger Mahnung das Wort entziehen. Wird einem Redner das Wort entzogen, so 
kann er es zu diesem Tagesordnungspunkt nicht wieder erhalten. § 20 der 
Geschäftsordnung bleibt unberührt. 

 
(7) Nach Erledigung aller Wortmeldungen erklärt der Bürgermeister die Aussprache für 

geschlossen. Danach soll das Wort nur noch zur Geschäftsordnung oder zur Abgabe 
persönlicher Erklärungen erteilt werden. 

 
§ 14 

Anträge zur Geschäftsordnung 
 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt 

werden. Dazu gehören insbesondere folgende Anträge: 
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 a) auf Schluss der Aussprache, 
 b) auf Schluss der Rednerliste, 
 c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Bürgermeister, 
 d) auf Vertagung, 
 e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 
 f) aus Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 
 g) auf namentliche oder geheime Abstimmung, 
 h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung. 
 
(2) Ratsmitglieder, die einen Antrag zur Geschäftsordnung stellen, erhalten sofort nach 

einem laufenden Redebeitrag das Wort. Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung 
gestellt, so kann noch je ein Ratsmitglied für und gegen diesen Antrag sprechen. 
Beiträge zur Geschäftsordnung dürfen nicht länger als 5 Minuten dauern. Danach 
stimmt der Rat über den Geschäftsordnungsantrag ab. In den Fällen des § 17 Abs. 3 
und 6 bedarf es keiner Abstimmung. 

 
(3) Über Anträge zur Geschäftsordnung hat der Rat gesondert vor Beschlussfassung über 

den ursächlichen Beratungsgegenstand zu entscheiden. Werden mehrere Anträge zur 
Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den weitestgehenden Antrag zuerst 
abzustimmen. 

 
(4) Bei Zweifeln über die Auslegung der Geschäftsordnung befindet der Bürgermeister, 

wie zu verfahren ist.  
 

§ 15 
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 

 
Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen, dass die 
Beratung des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird 
beantragt, die Rednerliste zu schließen, so gibt der Vorsitzende die bereits vorliegenden 
Wortmeldungen bekannt. 
 

§ 16 
Anträge zur Sache 

 
(1) Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion ist berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung 

Anträge zu stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache herbeizuführen 
(Anträge zur Sache). Hat eine Vorberatung in Ausschüssen stattgefunden, so steht ein 
gleiches Recht auch den beteiligten Ausschüssen zu. Die Anträge müssen einen 
abstimmungsfähigen Beschlussentwurf enthalten. 

 
(2) Für Zusatz- und Änderungsanträge zu den nach Abs. 1 gestellten Anträgen gilt Abs. 1 

Satz 3 entsprechend. 
 
(3) Anträge nach Abs. 1, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegenüber den 

Ansätzen des Haushaltsplanes zur Folge haben, müssen mit einem Deckungs-
vorschlag verbunden werden. 

 
§ 17 

Abstimmung und Wahlen 
 
(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der Bürgermeister die zu den Tagesordnungs-

punkten gestellten Sachanträge zur Abstimmung. Der weitestgehende Antrag hat 
Vorrang. In Zweifelsfällen bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der 
Abstimmung. 

 
(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfalle durch Handzeichen. 
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(3) Auf Antrag mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder ist namentlich oder geheim 
abzustimmen. Der Antrag auf geheime Abstimmung hat Vorrang. Die geheime 
Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln. 

 
(4) Das Abstimmungsergebnis wird vom Bürgermeister bekannt gegeben und in der 

Niederschrift festgehalten. 
 
(5) Wahlen werden durch offene Abstimmung, und zwar durch Handzeichen vollzogen. 
 
(6) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied der offenen Abstimmung 

widerspricht, erfolgt die Wahl geheim und durch Abgabe von Stimmzetteln. 
 
(7) Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen 

erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gültige Stimmen. Erreicht niemand mehr als die 
Hälfte der gültigen Stimmen, so findet zwischen den Personen, welche die beiden 
höchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere Wahl statt. Gewählt ist, wer in 
dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das vom Bürgermeister zu ziehende Los (§ 50 Abs. 2 GO). 

 
(8) Für die Besetzung von Ausschüssen und die durch den Rat zu erfolgende Bestellung 

von zwei oder mehr Vertretern oder Mitgliedern im Sinne der §§ 63 Abs. 2, 113 GO gilt 
§ 50 Abs. 3 GO. 

 
(9) Bei geheimen Abstimmungen und Wahlen werden die Stimmzettel durch Rats-

mitglieder verschiedener Fraktionen ausgegeben, eingesammelt und ausgezählt. Das 
Ergebnis der Auszählung ist dem Bürgermeister zu Bekanntgabe an den Rat 
mitzuteilen. 

 
§ 18 

Fragerecht der Ratsmitglieder 
 
(1) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftliche oder mündliche Anfragen, die sich auf 

Angelegenheiten der Stadt beziehen, an den Bürgermeister zu richten. Schriftliche 
Anfragen sind mindestens 3 Werktage vor Beginn der Sitzung dem Bürgermeister 
zuzuleiten. Die Verwaltung legt den Ratsmitgliedern bis spätestens zum Beginn der 
Ratssitzung die schriftlichen Anfragen vor. Zwecks Protokollierung von mündlichen 
Anfragen in der Niederschrift sollten die Fragesteller ihre Anfragen der Schriftführung 
schriftlich zur Verfügung stellen. 

 
(2) Die Beantwortung der Anfragen erfolgt im Regelfalle mündlich durch den 

Bürgermeister. Ist eine Beantwortung in der Ratssitzung nicht möglich, kann der 
Fragesteller auf eine Beantwortung in der nächsten Ratssitzung oder auf eine 
schriftliche Beantwortung verwiesen werden. Die schriftliche Beantwortung ist allen 
Ratsmitgliedern zur Kenntnis zu bringen. 

 
(3) Jedes Ratsmitglied ist darüber hinaus berechtigt, nach Erledigung der Tagesordnung 

einer Ratssitzung mündliche Anfragen, die sich nicht auf die Tagesordnung der 
Ratssitzung beziehen dürfen, an den Bürgermeister zu richten. 

 
Die Anfragen müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der 
Stadt fallen. Sie müssen kurz gefasst sein und eine kurze Beantwortung ermöglichen. 
Ist eine sofortige Beantwortung nicht möglich, kann der Fragesteller auf eine 
Beantwortung in der nächsten Ratssitzung oder auf eine schriftliche Beantwortung 
verwiesen werden. 
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(4) Anfragen dürfen zurückgewiesen werden, wenn 
 
 a)  sie nicht den Bestimmungen der Absätze 1 und 3 entsprechen, 
 b) die begehrte Auskunft demselben oder einem anderen Fragesteller innerhalb der 

letzten 6 Monate bereits erteilt wurde. 
 c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 

verbunden wäre. 
 
(5) Eine Aussprache findet nicht statt. Lediglich der Fragesteller kann das Wort zu einer 

ergänzenden Frage verlangen. 
 
(6) Werden in der Ratssitzung Mitteilungen durch die Verwaltung gemacht, hat jede 

Fraktion einmalig das Recht, eine Nachfrage zur Mitteilung zu stellen. 
   

§ 19 
Fragerecht der Einwohner 

 
 (1)  Vor jeder Ratssitzung findet eine Einwohnerfragestunde statt. Jeder Einwohner ist 

berechtigt, Anfragen an den Bürgermeister zu richten. Die Anfragen sind spätestens 5 
Tage vor Sitzungsbeginn schriftlich beim Bürgermeister der Stadt Oer-Erkenschwick 
einzureichen. Die Anfragen müssen sich auf Angelegenheiten der Stadt beziehen und 
von allgemeiner Bedeutung sein. Persönliche Angelegenheiten sollen nicht 
Gegenstand von Fragen sein.  

 
(2)  Die Reihenfolge der Antwort richtet sich nach zeitlichem Eingang beim Bürgermeister.  
 
(3)  Die Beantwortung erfolgt im Regelfall mündlich durch den Bürgermeister. Ist eine 

sofortige Beantwortung in der Sitzung nicht möglich, so erhält der Fragesteller eine 
schriftliche Antwort. 

 
(4)  Eine Aussprache findet nicht statt. 
  
 
2.3. Ordnung in den Sitzungen 
 

§ 20 
Ordnungsruf und Wortentziehung 

 
(1) Wenn ein Sitzungsteilnehmer beleidigende Äußerungen macht oder in anderer Weise 

die übliche Ordnung oder Würde der Versammlung verletzt, ruft ihn der Bürgermeister 
mit Nennung des Namens zur Ordnung. 

 
(2) Redner, die vom Thema abschweifen oder sich mehrfach wiederholen, kann der 

Bürgermeister mit Nennung des Namens zur Sache verweisen und im 
Wiederholungsfalle zur Ordnung rufen. 

 
(3) Ratsmitglieder, die ohne Worterteilung das Wort ergreifen oder die vorgeschriebene 

Redezeit trotz Ermahnung überschreiten, kann der Bürgermeister zur Ordnung rufen. 
Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, den Ordnungsruf zu beantragen. 

 
(4) Hat ein Redner bereits zweimal einen Ruf zur Sache oder einen Ordnungsruf erhalten 

und wurde er beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Rufes aufmerksam 
gemacht, so muss der Vorsitzende ihm das Wort zu diesem Verhandlungsgegenstand 
entziehen und darf es ihm hierzu nicht mehr erteilen. 
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§ 21 
Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 

 
(1) Einem Ratsmitglied, das sich wiederholt grob ungebührlich verhält oder die Würde der 

Versammlung verletzt, können durch Beschluss des Rates die auf den Sitzungstag 
entfallenden Entschädigungen ganz oder teilweise entzogen werden. Außerdem kann 
es für eine oder mehrere Sitzungen, deren Anzahl im Beschluss zu bestimmen ist, 
ausgeschlossen werden.  

 
(2) Maßnahmen nach Abs. 1 setzen einen dreimaligen Ordnungsverstoß mit 

entsprechenden Ordnungsrufen des Bürgermeisters voraus. 
 
(3) Ausgeschlossene Ratsmitglieder müssen die Sitzung, bei nichtöffentlicher Sitzung 

auch den Sitzungssaal, sofort verlassen. Folgen sie der Aufforderung des 
Bürgermeisters nicht, so kann er die Sitzung unterbrechen oder aufheben. 

 
(4) Ein Sitzungsbeschluss bewirkt, dass das Ratsmitglied für den festgesetzten Zeitraum 

auch an den Sitzungen der Ausschüsse nicht teilnehmen darf. 
 

§ 22 
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

 
(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 21 dieser Geschäftsordnung steht dem 

Betroffenen der schriftliche Einspruch  beim Bürgermeister frühestens am folgenden 
Werktag zu. Der Einspruch ist zu begründen. 

 
(2) Legt der Betroffene Einspruch ein oder handelt es sich um eine Ordnungsmaßnahme 

nach § 51 Abs. 3 GO, ist dem Betroffenen die Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Die Entscheidung des Rates ist dem Betroffenen zuzustellen. 

 
§ 23 

Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung 
 
Bei andauernder störender Unruhe kann der Bürgermeister die Sitzung unterbrechen oder 
aufheben, wenn auf andere Art und Weise die Ordnung nicht wiederhergestellt werden kann. 
 

§ 24 
Zuhörer 

 
(1) Zuhörer sind – außer im Fall des § 19 (Einwohnerfragestunde) – nicht berechtigt, das 

Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates zu beteiligen. 
 
(2) Wer sich ungebührlich benimmt oder sonst die Würde der Versammlung verletzt, kann 

vom Bürgermeister zur Ordnung gerufen und notfalls aus dem Sitzungssaal gewiesen 
werden. 

 
(3) Bei andauernder Störung oder Unruhe kann der Bürgermeister nach vorheriger 

Mahnung den für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungssaales räumen lassen, 
wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.  

 
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 

§ 25 
Niederschrift 

 
(1) Über jede Sitzung des Rates ist eine Beschlussniederschrift durch den Schriftführer 

anzufertigen. 
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(2) Die Niederschrift muss enthalten: 
 
 a) fortlaufende Nummerierung und Angabe der Wahlperiode, 
 b) Ort, Tag, Zeitpunkt des Beginns, eine etwaige Unterbrechung oder die 

Beendigung der Sitzung, 
 
 c) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder sowie deren 

zeitweilige Abwesenheit, 
 
 d) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen, 
 
 e) die Nichtteilnahme eines Ratsmitgliedes an der Beratung oder Beschlussfassung 

im Falle eines Ausschließungsgrundes, 
 
 f) die behandelten Beratungsgegenstände und die Anfragen von Sitzungsteil-

nehmern nach § 18 Abs. 3, soweit sie in der Sitzung nicht beantwortet werden 
können, 

 
 g) die gestellten Anträge, 
 
 h) die erteilten Ordnungsrufe, 
 
 i) die gefassten Beschlüsse und Ergebnisse von Wahlen, hierbei ist 
 
  aa)  das Stimmenverhältnis anzugeben, 

bb) bei namentlicher Abstimmung gem. § 50 GO zu vermerken, wie jedes 
Ratsmitglied abgestimmt hat, 

cc)  bei Wahlen die Zahl der Stimmen für die einzelnen Wahlvorschläge bzw. 
Bewerber anzuzeigen, 

  dd)  bei Losentscheid die Wahlhandlung zu beschreiben, 
ee) bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, die  

  Feststellung anzugeben, dass die vorgeschriebene Mehrheit zugestimmt hat. 
 

j) In der Niederschrift sind die Mitteilungen der Verwaltung aufzunehmen. 
 
 k) Erklärungen, die vor ihrer Abgabe als ausdrücklich zur Aufnahme in die 

Niederschrift gewünscht, vorgetragen werden. 
 
Auf Beschluss des Rates ist eine weitergehende Protokollierung möglich, die die 
Stellungnahme des Rates oder eines einzelnen Ratsmitgliedes zu einem bestimmten Punkt 
der Tagesordnung wiedergibt. 
 
(3) Der Schriftführer wird vom Rat bestellt. Soll ein Mitarbeiter der Verwaltung bestellt 

werden, so erfolgt die Bestellung im Benehmen mit dem Bürgermeister. 
 
(4) Die Niederschrift wird vom Bürgermeister und dem Schriftführer unterzeichnet. Die 

Niederschrift soll innerhalb von 3 Wochen nach der Sitzung den Ratsmitgliedern und 
der öffentlichen Rechnungsprüfung zugestellt sein und in der darauffolgenden Sitzung 
des Rates zur Genehmigung vorgelegt werden. 

 
(5) Über Beschlüsse, Anträge und Anregungen ist ein Beschlussmanagement zu führen, 

damit der Rat immer über den aktuellen Sachstand informiert ist. 
 

§ 26 
Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschlüsse ist die Öffentlichkeit in 
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geeigneter Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch geschehen, dass der 
Bürgermeister den Wortlaut eins vom Rat gefassten Beschlusses in öffentlicher 
Sitzung verliest und ihn erforderlichenfalls außerdem in unmittelbarem Anschluss an 
die Sitzung der örtlichen Presse zugänglich macht. 

 
(2) Auch außerhalb der Ratssitzung obliegt die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 

vom Rat gefassten Beschlüsse dem Bürgermeister. 
 
(3) Die Unterrichtung nach den vorstehenden Absätzen gilt grundsätzlich auch für die 

Beschlüsse des Rates, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst werden, es sei denn, 
dass der Rat im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes beschlossen hat. 

 
II. Geschäftsführung der Ausschüsse 
 

§ 27 
Grundregel 

 
Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden grundsätzlich die für den Rat geltenden 
Vorschriften entsprechende Anwendung, soweit nicht § 28 dieser Geschäftsordnung 
abweichende Regelungen enthält. 
 

§ 28 
Abweichung für das Verfahren der Ausschüsse 

 
(1) Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung im Benehmen mit dem 

Bürgermeister fest (§ 58 Abs. 2 Satz 2 GO). Der Ausschussvorsitzende ist auf 
Verlangen des Bürgermeisters bzw. auf Antrag einer Fraktion verpflichtet, einen 
Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen. 

 
(2) Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschusssitzungen unterrichtet der 

Bürgermeister die Öffentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass es einer öffentlichen 
Bekanntmachung nach § 4 dieser Geschäftsordnung bedarf.  

 
(3) Die Beschlussfähigkeit von Ausschüssen liegt über die Anforderungen des § 49 GO 

hinaus nur dann vor, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder die Zahl der 
anwesenden sachkundigen Bürger übersteigt, Ausschüsse gelten auch insoweit als 
beschlussfähig, solange ihre Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. 

 
(4) Die Teilnahme des Bürgermeisters und der Beigeordneten regelt sich nach den 

Bestimmungen des § 69 Abs. 2 der GO. 
 
(5) Die Einladungen zu Ausschusssitzungen sind neben den Ausschussmitgliedern auch 

allen anderen Ratsmitgliedern zuzustellen. Die Bestimmungen des § 58 Abs. 1 Sätze 4 
bis 6 GO bleiben unberührt. 

 
(6) Die Niederschriften über Ausschusssitzungen sind neben den Ausschussmitgliedern 

auch allen anderen Ratsmitgliedern zuzuleiten. 
 
(7) Ratsmitglieder, die einen Antrag gestellt haben, über den in der Ausschusssitzung 

beraten wird, sind zu der Ausschusssitzung zu laden. Sie können sich an der Beratung 
über diesen Antrag beteiligen. 

 
(8) § 19 dieser Geschäftsordnung findet auf Ausschüsse keine Anwendung. 
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§ 29 
Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüssen 

 
(1) Beschlüsse von Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis können erst durchgeführt 

werden, wenn innerhalb von 3 Tagen, den Tag der Beschlussfassung nicht 
eingerechnet, weder vom Bürgermeister, noch von mindestens einem Fünftel der 
Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch eingelegt worden ist. 

 
(2) Über den Einspruch entscheidet der Rat. 
 
 
III. Fraktionen 
 

§ 30 
Bildung von Fraktionen 

 
(1) Ratsmitglieder können sich zu einer Fraktion zusammenschließen. Eine Fraktion muss 

mindestens aus zwei Mitgliedern des Rates bestehen. Jedes Ratsmitglied kann nur 
einer Fraktion angehören. 

 
(2) Die Bildung einer Fraktion ist dem Bürgermeister vom Fraktionsvorsitzenden schriftlich 

anzuzeigen. Die Mitteilung muss die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des 
Fraktionsvorsitzenden und seines Stellvertreters sowie aller der Fraktion 
angehörenden Ratsmitglieder enthalten. Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, für 
die Fraktion Anträge zu stellen oder sonstige Erklärungen abzugeben. Unterhält die 
Fraktion eine Geschäftsstelle, so hat die Mitteilung auch die Anschrift der 
Geschäftsstelle zu enthalten. 

 
(3) Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, können von einer Fraktion als 

Hospitanten aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststärke einer 
Fraktion zählen Hospitanten nicht mit. 

 
(4) Die Auflösung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellv. Fraktionsvorsitz) 

sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind dem Bürgermeister 
vom Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schriftlich anzuzeigen. 

 
§ 31 

Informationsrecht der Fraktionen 
 
(1) Zur Vorbereitung ihrer Beratungen können die Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben 

vom Bürgermeister Auskünfte über die von diesem oder in seinem Auftrag 
gespeicherten Daten verlangen, soweit der Datenübermittlung nicht 
Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, 
entgegenstehen. 

 
(2) Das Auskunftsersuchen ist durch den Vorsitzenden der Fraktion schriftlich unter 

wörtlicher Wiedergabe des Fraktionsbeschlusses an den Bürgermeister zu richten. 
 
(3) Für die Verwertung der übermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften, 

insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze. 
 

§ 32 
Dienstreisen 

 
Dienstreisen (§ 6 EntschVO) von Ratsmitgliedern, der sachkundigen Bürger und der 
sachkundigen Einwohner innerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen bedürfen der 
Genehmigung des Bürgermeisters. Weitergehende Dienstreisen unterliegen hinsichtlich der 
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Genehmigung der Beschlussfassung des Rates. 
 
 
IV. Datenschutz 

 
§ 33 

Datenschutz 
 
(1)   Haben Mitglieder des Rates und der Ausschüsse im Rahmen der Ausübung ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen mit personenbezogenen 
Daten bzw. erlangen sie hiervon Kenntnis, dürfen sie solche Daten nur zu dem 
jeweiligen, der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck, verarbeiten oder 
offenbaren. 

 
(2) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche 

Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. 
 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, automatisierte Dateien und sonstige 

Datenträger, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten 
enthalten. Hierzu zählen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang 
stehende handschriftliche oder andere Notizen. 

 
§ 34 

Datenverarbeitung 
 
(1) Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse sind verpflichtet, vertrauliche Unterlagen 

so aufzubewahren, dass sie ständig vor Kenntnisnahme und Zugriff Dritter (z.B. 
Familienangehörige, Besucher, Parteifreunde, Nachbarn etc.) gesichert sind. Dieses 
gilt auch für den Transport der Unterlagen. In begründeten Einzelfällen ist dem 
Bürgermeister auf Verlangen Auskunft über die getroffenen Daten-
sicherungsmaßnahmen zu geben. 

 
(2)  Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung über den Inhalt an Dritte, 

ausgenommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den Stellvertreter/die 
Stellvertreterin, ist nicht zulässig. Dies gilt auch für die Zeit nach Ausscheiden aus dem 
Rat. 

 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu 

löschen, wenn diese für die Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden. 
 
(4) Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließlich aller damit in Zusammenhang 

stehenden Unterlagen ist dieses regelmäßig anzunehmen, wenn die Niederschrift über 
die Sitzung, in der der jeweilige Tagesordnungspunkt abschließend behandelt wurde, 
zugegangen ist. 

 
(5) Bei einem Ausscheiden aus der Gemeindevertretung oder einem Ausschuss sind alle 

vertraulichen Unterlagen sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 
 
(6) Die Unterlagen können auch der Gemeindeverwaltung zur Vernichtung bzw. Löschung 

übergeben werden. 
 
(7)  Die ausgeschiedenen Mitglieder haben die Vernichtung bzw. die Löschung aller 

vertraulichen Unterlagen gegenüber dem Bürgermeister schriftlich zu bestätigen. 
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V.  Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 
 
 

§ 35 
Schlussbestimmungen 

 
Jedem Mitglied des Rates und der Ausschüsse ist eine Ausfertigung dieser Geschäfts-
ordnung auszuhändigen. Wird die Geschäftsordnung während der Wahlzeit geändert, so ist 
auch die geänderte Fassung auszuhändigen. 
 

§ 36 
Funktionsbezeichnungen 

 
Die Funktionsbezeichnungen dieses Gesetzes werden in weiblicher oder männlicher Form 
geführt. 
 

§ 37 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den Rat in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die frühere Geschäftsordnung vom 25.11.2016 außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Oer-
Erkenschwick wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird bestätigt, dass die vorstehende Geschäftsordnung ordnungsgemäß in der  Präambel 
dieser Geschäftsordnung genannten Sitzung des Rates der Stadt Oer-Erkenschwick 
zustande gekommen ist und dass deren Wortlaut mit dem Text übereinstimmt, der 
Grundlage des in dieser Sitzung gefassten Ratsbeschlusses war.  
 
Des Weiteren wird bestätigt, dass die Vorgaben der BekanntmVO NRW, insbesondere die 
des § 2 Abs. 1 u. 2 BekanntmVO NRW eingehalten wurden. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Geschäftsordnung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Oer-Erkenschwick vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Oer-Erkenschwick,  18.03.2019, 08.30 Uhr 
 
 
 
 
Wewers 
Bürgermeister 
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 2.  Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des  
  Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen  
  –KAG/NRW - für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Oer-Erkenschwick  
 
 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 18.12.2018 (GV NRW S. 738) und des § 8 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712) zuletzt geändert durch 
Art. 5 des Gesetzes vom 12.05.2015 ( GV NRW S. 448) in Kraft getreten am 28.05.2015 
 
hat der Rat der Stadt Oer-Erkenschwick in seiner Sitzung am 21.02.2019 folgende Fassung 
der Beitragssatzung beschlossen: 

 
§ 1 

Allgemeines 
 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von  
öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen (Anlage) und als Gegenleistung für die dadurch 
den Eigentümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenden 
wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung, soweit 
nicht das Baugesetzbuch (BauGB) anzuwenden ist. 

 
§ 2 

Abschnitte einer Anlage und Anlagen als Einheit 
 

(1) Für selbstständig nutzbare Abschnitte einer Anlage oder selbstständig nutzbare Teile 
einer Anlage (Teileinrichtungen) können Beiträge selbstständig ermittelt und erhoben 
werden. 

 
(2)  Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für 

die sich nach §4 Abs. 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche 
Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert 
abzurechnen. 

 
(3) Ergeben sich für mehrere Anlagen oder Teileinrichtungen nach §4 Abs. 3 keine 

unterschiedlichen anrechenbaren Breiten oder unterschiedliche Anteile der 
Beitragspflichtigen, so können diese eine Einheit bilden und der Beitrag insgesamt 
ermittelt und erhoben werden. 

 
§ 3 

Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 
 
(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von 

 
1. Teileinrichtungen 

a) Fahrbahn 
b) Radweg, einschließlich Sicherheitsstreifen 
c) Parkstreifen, Parkstände 
d) Gehweg 
e) Gemeinsamer Geh- und Radweg 
f) Beleuchtung 
g) Oberflächenentwässerung 
h) Straßenbegleitgrün (Trennstreifen mit Bepflanzung) 
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2. Fußgängerstraßen, Fußgängergeschäftsstraßen und selbstständigen Gehwegen 
3. Verkehrsberuhigten Bereichen (Mischflächen) 
4. Plätzen 
 

(2) Beitragsfähig ist insbesondere 
 

1. der Aufwand für den Erwerb (einschließlich Erwerbsnebenkosten), die 
Vermessung und die Freilegung der für die Herstellung, Erweiterung und 
Verbesserung der Anlagen benötigten Grünflächen, 
 

2. der Gegenwert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen 
zum Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme (Baubeschluss), 
 

3. der Aufwand für die Errichtung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern, die 
den jeweiligen Teileinrichtungen zuzuordnen sind, denen sie dienen. Dies gilt auch 
für die Anlegung außerhalb öffentlicher Verkehrsflächen. 

 
(3) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Land- und Kreisstraßen sind nur 

insoweit abrechenbar, als sie breiter sind als die anschließenden freien Strecken. Die 
über die Breite der anschießenden freien Strecken hinausgehenden Fahrbahnbreiten 
der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Land- und Kreisstraßen sind beitragspflichtig, 
soweit sie die anrechenbaren Fahrbahnbreiten nach §4 Abs. 3 nicht überschreiten. 

 
(4) Nicht beitragsfähig sind die Kosten 
 

1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Anlagen 
 
2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellverkehr mit 

Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner für Brücken, 
Tunnels und Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen 

 
(5) Unberührt bleiben Vorschriften und Vereinbarungen über die Erstattung eines 

Mehraufwandes zur Erschließung von Grundstücken, die nach ihrer 
Zweckbestimmung, Lage oder Beschaffenheit einen außergewöhnlichen Aufwand 
erfordern. 
 

(6) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt. 
 

§ 4 
Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand 

 
(1) Die Stadt trägt den Teil des Aufwandes, der auf die Inanspruchnahme der Anlagen 

durch die Allgemeinheit entfällt. Der übrige Teil des Aufwandes ist von den 
Beitragspflichtigen zu tragen. 

 
(2) Überschreiten Anlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so trägt die 

Gemeinde den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein. 
 
(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs.1 Satz 2 und die 

anrechenbaren Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzt: 
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 bei Straßenart anrechenbare Breiten 

  
in Kern-, Gewerbe-, 
Industrie-und 
Sondergebieten 

in  übrigen 
Bereichen 

Anteil der 
Beitragspflichtigen 

1. Anliegerstraßen    
 a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 70 v.H. 

 b)Radweg einschl.  
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 70 v.H. 

 c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 70 v.H. 
 d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 70 v.H. 

 e) Gemeinsamer Geh- und 
Radweg 

je 3,00 m je 3,00 m 70 v.H. 

 f) Beleuchtung   70 v.H. 
 g) Oberflächenentwässerung   70 v.H. 

 
h) Straßenbegleitgrün 

(Trennstreifen mit 
Bepflanzung) 

je 2,00 m je 2,00 m 70 v.H. 

     
2. Haupterschließungsstraßen    
 a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 50 v.H. 

 b) Radweg einschl. 
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 50 v.H. 

 c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 60 v.H. 
 d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 60 v.H. 

 e) Gemeinsamer Geh- und 
Radweg 

je 3,00 m je 3,00 m 55 v.H. 

 f) Beleuchtung   50 v.H. 
 g) Oberflächenentwässerung   50 v.H. 

 
h) Straßenbegleitgrün 
(Trennstreifen mit 
Bepflanzung) 

je 2,00 m je 2,00 m 60 v.H. 

     
3. Hauptverkehrsstraßen    
 a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 30 v.H. 

 b) Radweg einschl. 
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 30 v.H. 

 c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 60 v.H. 
 d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 60 v.H. 

 e) Gemeinsamer Geh- und 
Radweg 

je 3,00 m je 3,00 m 45 v.H. 

 f) Beleuchtung   30 v.H. 
 g) Oberflächenentwässerung   30 v.H. 

 
h) Straßenbegleitgrün 
(Trennstreifen mit 
Bepflanzung) 

je 2,00 m je 2,00 m 60 v.H. 

     
4. Hauptgeschäftsstraßen    
 a) Fahrbahn 7,50 m 7,50 m 60 v.H. 

 b) Radweg einschl. 
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 60 v.H. 

 c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 70 v.H. 
 d) Gehweg je 6,00 m je 6,00 m 70 v.H. 

 e) Gemeinsamer Geh- und 
Radweg 

je 6,00 m je 6,00 m 70 v.H. 

 f) Beleuchtung   60 v.H. 
 g) Oberflächenentwässerung   60 v.H. 
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h) Straßenbegleitgrün 
(Trennstreifen mit 
Bepflanzung) 

je 2,00 m je 2,00 m 70 v.H. 

5. 

Fußgängergeschäftsstraßen, 
Verkehrsberuhigte Bereiche, 
Fußgängerstraßen, selbst-
ständige Gehwege            
und Plätze 

Die anrechenbaren Breiten und der Anteil der 
Beitragspflichtigen werden durch besondere Satzung geregelt. 

 
Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen/Parkstände fehlen, erhöht sich die 
anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden 
Parkstreifen(s), höchstens jedoch um je 2,50 m falls und soweit auf der Straße eine 
Parkmöglichkeit geboten wird. 
 
(4) Die in Abs. 3 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. Diese werden ermittelt, 

indem die Fläche der von der Straßenbaumaßnahme betroffenen Anlage bzw. 
Teileinrichtung durch ihre Länge geteilt wird. 

 
(5)  Im Sinne des Abs. 3 gelten als 
  
 a) Anliegerstraßen: 

Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder der durch 
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen. 

 
b) Haupterschließungsstraßen: 

Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem Verkehr 
innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach Buchstabe  c) 
sind. 

 
c) Hauptverkehrsstraßen: 

Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem überörtlichen 
Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Land- und Kreisstraßen. 

 
d) Hauptgeschäftsstraßen: 

Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit Ladengeschäften bzw. 
Gaststätten im Erdgeschoß überwiegt, soweit es sich nicht um 
Hauptverkehrsstraßen handelt. 

 
e) Fußgängergeschäftsstraßen: 

Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten Breite dem Fußgängerverkehr 
dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung für den Anlieferverkehr 
möglich ist. 

 
f)  Verkehrsberuhigte Bereiche: 

Als Mischfläche gestaltete Anlagen, die in ihrer gesamten Breite von Fußgängern 
benutzt werden dürfen, jedoch mit Kraftfahrzeugen benutzt werden können und 
entsprechend (§42 Abs. 4a StVO) mit Verkehrszeichen 325/326 als 
verkehrsberuhigter Bereich ausgewiesen sind. 

 
g) Fußgängerstraßen, selbständige Gehwege und Plätze: 

Fußgängerstraßen: Anliegerstraßen und Wohnwege, die in der gesamten Breite 
dem Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung für 
den Anlieferverkehr möglich ist.  
Selbstständige Gehwege und Plätze: Gehwege, die der Erschließung dienen und 
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nicht Bestandteil einer Anlage sind, auch wenn die Benutzung für Radfahrer und 
für den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist und diese nicht 
Fußgängergeschäftsstraßen sind. Für Plätze gilt dies sinngemäß. 

 
(6) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein Kern-, 

Gewerbe-, Sonder- oder Industriegebiet und mit der anderen Seite an einen übrigen 
Bereich und ergeben sich dabei nach Abs. 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten, 
so gilt die Anlage oder der Abschnitt im Verhältnis zu den Grundstücken im Kern-, 
Gewerbe-, Industrie- oder Sondergebiet als Anlage oder Abschnitt in einem solchen 
Gebiet und im Verhältnis zu den anderen Grundstücken als Anlage oder Abschnitt in 
einem übrigen Bereich. 

 
(7) Für Anlagen oder deren Abschnitte, bei denen die in Abs. 3 festgesetzten 

anrechenbaren Breiten oder Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht 
zutreffen, bestimmt der Rat durch besondere Satzung die anrechenbaren Breiten und 
Anteile der Beitragspflichtigen. 

 
§ 5 

Kostenspaltung 
 
Der Beitrag kann selbstständig erhoben werden für die Teileinrichtungen 
 

a) Fahrbahn 
b) Radweg einschl. Sicherheitsstreifen 
c) Parkstreifen, Parkstände 
d) Gehweg 
e) Gemeinsamer Geh- und Radweg 
f) Beleuchtung 
g) Oberflächenentwässerung 
h) Straßenbegleitgrün (Trennstreifen mit Bepflanzung) 

 
Sobald die Teileinrichtung endgültig hergestellt worden ist. 

 
§ 6 

Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 
 
(1) Der von den Beitragspflichtigen zu tragende umlagefähige Aufwand wird auf die durch 

die Anlage oder den Abschnitt einer Anlage erschlossenen oder durch private 
Zuwegung mit ihr verbundenen Grundstücke nach deren Fläche und unter 
Berücksichtigung ihrer Ausnutzbarkeit verteilt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der Bebauungsplan die 
bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzung festsetzt. 

 
(3) Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes 
 

a) die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze des Grundstücks mit der Anlage 
und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie, Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige Verbindung zur Anlage herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 
 

b) Für Grundstücke, die nicht an die Anlage angrenzen, für die jedoch die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme besteht, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der 
Anlage zugewandt ist und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie. 
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c) Überschreitet die tatsächlich bauliche oder gewerbliche Nutzung den Abstand nach 
Abs. 3 Buchstabe a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze 
der tatsächlichen baulichen Nutzung.  

 
d) Die Buchstaben a) und b) gelten nicht bei Grundstücken, die überwiegend 

gewerblich oder industriell genutzt werden. 
 

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die nach Abs. 2 
und 3 ermittelte Fläche vervielfacht mit 
 
a) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 
b) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen, 
c) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen, 
d) 1,95 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen, 
e) 2,15 bei einer Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschossen, 
f) 2,30 bei einer Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen, 
g) 2,45 bei einer Bebaubarkeit mit sieben Vollgeschossen, 
h) 2,55 bei einer Bebaubarkeit mit acht Vollgeschossen, 
i) 2,65 bei einer Bebaubarkeit mit neun Vollgeschossen, 
j) 2,70 bei einer Bebaubarkeit mit zehn Vollgeschossen. 

 
 Für jedes weitere Vollgeschoss steigt der Faktor um 0,05 Punkte, 
 

k) 0,50 bei Friedhöfen, Sportanlagen, Freibädern, Dauerkleingartenanlagen und 
Campingplätzen, 
 

l) 0,50 bei Grundstücken bzw. Grundstücksflächen nach §35 BauGB, 
 

m) 1,00 bei Wegeflächen, 
 

n) 1,25 bei Garagen, Stellplätzen und bei Grundstücken für Versorgungs- und 
Entsorgungseinrichtungen. 

 
(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt 

sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, ist die Zahl der höchstzulässigen 

Vollgeschosse maßgebend. 
 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 
Baumaßzahl geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen mathematisch auf volle 
Zahlen auf- oder abgerundet werden, 
 

c) Ist nur die höchstzulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der 
Vollgeschosse  
 

- in Gewerbe-, Industrie und Sondergebieten die festgesetzte Höhe 
 geteilt durch 3,5; 
 
- in sonstigen Gebieten die festgesetzte Höhe geteilt durch 3,0; 

 
    Bruchzahlen werden mathematisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet. 
 

d) Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse 
zugelassen, so ist die zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die 
zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe 
überschritten wird. 
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(6) Für Grundstücke im unbeplanten Innenbereich gemäß  §34 BauGB oder für 

Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die 
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse. 
 
a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der vorhandenen 

Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des 
Bauwerkes nicht feststellbar, wird je angefangene 3,50m Höhe des Bauwerkes 
ein Vollgeschoss zugrunde gelegt; bei Sakralbauten (z.B. Kirchen) sind 
maximal 2 Vollgeschosse anzusetzen. Bruchzahlen werden mathematisch auf 
volle Zahlen auf- oder abgerundet. 
 

b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken, aus der Zahl der auf den 
Grundstücken des Abrechnungsgebietes in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 

           Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich 
genutzt werden können, wird ein Vollgeschoß zugrunde gelegt. 

 
(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 

festgesetzten Faktoren wie folgt erhöht: 
 
a) bei im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungsarten um 0,50 in Kern- und 

Gewerbegebieten,  
 1,00 in Industriegebieten und in Sondergebieten mit der Nutzungsart 

„Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe, Messen, Ausstellungen 
und Kongresse“, 

 
b)  in anderen beplanten sowie in unbeplanten Gebieten um 0,50 für überwiegend 

gewerblich, freiberuflich oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke (z.B. 
bebaut mit Büro-, Verwaltungsgebäuden, Bildungseinrichtungen, medizinische 
Einrichtungen, Forschungseinrichtungen und Kasernen). 

 
§ 7 

Ermäßigungen 
 
(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücke, die von mehr als einer 

Anlage erschlossen werden, wird die Grundstücksfläche im Sinne von §6 Abs. 2 oder 3 
bei Abrechnung der jeweiligen Anlage um 1/3 reduziert, höchstens jedoch um 200 m². 
Die Reduzierung erfolgt nur, wenn und soweit einzelne Teilanlagen hergestellt, 
erweitert oder verbessert werden, die in der übrigen Anlage/den übrigen Anlagen 
bereits vorhanden sind. 

 
(2)  Die Reduzierung des Flächenansatzes ist für jede Teileinrichtung gesondert 

vorzunehmen. Soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für 
andere erschlossene Grundstücke um mehr als 50 v. H. erhöht, ist die 50 v. H. 
überschreitende Mehrbelastung auf die Eckgrundstücke umzulegen. 

 
(3)  Die Absätze 1 und 2 finden entsprechend Anwendung auf die Grundstücksfläche 

zwischen zwei Erschließungsanlagen, soweit sie sich durch die Tiefenbegrenzung 
nach § 6 Abs. 3 überschneidet. 

 
(4)  Ist eine der Anlagen als verkehrsberuhigter Bereich (Mischfläche) ausgebaut, wird die 

Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke für die Teileinrichtung gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 1 a) bis g) gewährt. 
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§ 8 
Vorausleistung und Ablösung 

 
(1) Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt  bis 

zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages Vorausleistungen erheben. 
 

     (2)  Der Ausbaubeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösebeitrag richtet sich nach der 
voraussichtlichen Höhe des Ausbaubeitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung 
besteht nicht. 

 
§ 9 

Entstehung der Beitragspflicht 
 
(1)  Die sachliche Beitragspflicht entsteht mit der  
 
 a) endgültigen Herstellung der Anlage oder 
 b) endgültigen Herstellung des Abschnittes gemäß § 2 oder 
 c) endgültigen Herstellung der Teileinrichtung gemäß § 5. 
 
 Die endgültige Herstellung tritt mit dem Tag der Abnahme der ausgebauten Anlage ein. 
 
(2)  Ist die Maßnahme mit Grunderwerb verbunden, so ist auch Merkmal der endgültigen 

Herstellung, dass die entsprechenden Grundstücke in das Eigentum der Stadt 
übergegangen sind. 

 
§ 10 

Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des durch die Anlage erschlossenen Grundstückes ist. Mehrere 
Eigentümer eines Grundstückes sind Gesamtschuldner. 

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des 

Eigentümers der Erbbauberechtigte. 
 
(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 

entsprechend ihrem Mieteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

§  11 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe  des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 

des Kommunalabgabengesetzes – KAG/NRW – für straßenbauliche Maßnahmen der 
Stadt Oer-Erkenschwick vom 27.11.2014 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Der beschlossene Satzungstext stimmt mit dem bekannt gemachten 
Satzungstext überein. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen wird auf folgende Rechtsfolgen hingewiesen:  
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen kann gegen diese Satzung oder sonstige ortrechtliche 
Bestimmungen nach Ablauf eines Jahres seitens ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden. Es sei denn, 
 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
b) die Satzung oder die sonstige ortrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Oer-Erkenschwick vorher 

gerügt und dabei  die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
Oer-Erkenschwick,  18.03.2019, 08.30 Uhr 
 
 
 
 
Wewers 
Bürgermeister 
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3.  Einzelsatzung Engelbertstraße  
 

zur Ergänzung der Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die Erhebung von Beiträgen 
nach § 8 KAG NW für straßenbauliche Maßnahmen vom 21.02.2019, bekannt gemacht am 
18.03.2019, betreffend die besondere Festlegung der anrechenbaren Breiten und der Anteil 
der Beitragspflichtigen nach § 4 Abs. 3 Nr. 5. ASB (Ausbaubeitragssatzung der Stadt Oer-
Erkenschwick). 

Aufgrund des § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), 
zuletzt geändert durch Art. 1 2. NKF-WeiterentwicklungsG vom 18.12.2018 (GV. NRW. S. 
759) und des § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), in der zurzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Oer-Erkenschwick am 21.02.2019 folgende Satzung beschlossen:  

Präambel 

Die Engelbertstraße wird ab dem Einmündungsbereich der Knappenstraße bis zum 
Grundstück Hausnummer Glück-Auf-Straße 13 (Flur 65 Flurstück 953) als 
verkehrsberuhigter Bereich im Sinne des § 42 Abs. 2 in Verbindung mit Anlage 3 Abschnitt 4 
StVO gem. § 4 Abs. 3 Nr. 5, Abs. 5 lit.f der Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die 
Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NW für straßenbauliche Maßnahmen vom 
21.02.2019, bekannt gemacht am 18.03.2019, (ABS) ausgebaut. Die Umgestaltung erfolgt 
als Mischverkehrsfläche in Pflasterbauweise in durchschnittlicher Breite von 9,20 m bzw. 
14,10 m einschließlich Straßenentwässerungsanlagen, Parkflächen, Straßenbegleitgrün und 
verkehrsberuhigender Elemente. Aufgrund der dadurch entstehenden Erneuerungs- und 
Verbesserungsvorteile werden Straßenbaubeiträge nach Maßgabe der ABS und dieser 
Satzung erhoben.  

§ 1 

Das Satzungsgebiet ergibt sich aus der anliegenden Karte.  

§ 2 

Der Anteil der Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand wird gem. § 4 Abs. 3 Nr. 5 
ABS in Ergänzung der ABS für die Anlage Engelbertstraße ab dem Einmündungsbereich der 
Knappenstraße bis zum Grundstück Hausnummer 13 (Flur 65, Flurstück 953)  

auf 70 v. H. für sämtliche Teileinrichtungen festgesetzt.  

Die anrechenbaren Breiten werden wie folgt festgesetzt:  

Die anrechenbaren Breiten sind in der südwestlichen Darstellung des Ausbaugebietes bis 
zum Wendehammer der Engelbertstraße (Flur 65, Flurstück 953) und bis Mitte Grundstück 
Engelbertstraße 31 (Flur 65, Flurstück 46) durchschnittlich 9,20 m.  

Die anrechenbare Breite ist von Mitte Grundstück Engelbertstraße 31 (Flur 65, Flurstück 46) 
bis nordöstliches Ausbauende Einmündung Knappenstraße, Grundstück Engelberttsraße 37 
(Flur 65, Flurstück 238) durchschnittlich 14,10 m.  

Für die Berechnung gilt § 4 Abs. 4 der ABS. 
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§ 3 

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.  

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  

Der beschlossene Satzungstext stimmt mit dem bekannt gemachten Satzungstext überein 
und es ist nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW verfahren worden. Gemäß § 7 Abs. 6 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird auf folgende Rechtsfolgen 
hingewiesen:  

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann gegen diese Satzung oder sonstige ortrechtliche 
Bestimmungen nach Ablauf eines Jahres seitens ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt  

b)  die Satzung oder die sonstige ortrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden  

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Oer-Erkenschwick vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 

Oer-Erkenschwick,  18.03.2019, 08.30 Uhr 

 

 

Wewers 
Bürgermeister  
 

 

Karte mit dem Satzungsgebiet zur  Anlage Engelbertstraße  
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4.  Einzelsatzung Glück-Auf-Straße   
 

 

zur Ergänzung der Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die Erhebung von Beiträgen 
nach § 8 KAG NW für straßenbauliche Maßnahmen vom 21.02.2019, bekannt gemacht am 
18.03.2019, betreffend die besondere Festlegung der anrechenbaren Breiten und der Anteil 
der Beitragspflichtigen nach § 4 Abs. 3 Nr. 5. ASB (Ausbaubeitragssatzung der Stadt Oer-
Erkenschwick) 

Aufgrund des § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), 
zuletzt geändert durch Art. 1 2. NKF-WeiterentwicklungsG vom 18.12.2018 (GV. NRW. S. 
759) und des § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), in der zurzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Oer-Erkenschwick am 21.02.2019 folgende Satzung beschlossen:  

 

Präambel 

Die Glück-Auf-Straße wird ab dem Einmündungsbereich der Engelbertstraße bis zum 
Einmündungsbereich der Buschstraße als verkehrsberuhigter Bereich im Sinne des § 42 
Abs. 2 in Verbindung mit Anlage 3 Abschnitt 4 StVO gem. § 4 Abs. 3 Nr. 5, Abs. 5 lit.f der 
Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NW 
für straßenbauliche Maßnahmen vom 21.02.2019, bekannt gemacht am 18.03.2019, (ABS) 
ausgebaut. Die Umgestaltung erfolgt als Mischverkehrsfläche in Pflasterbauweise in 
durchschnittlicher Breite von 6,00 m einschließlich Straßenentwässerungsanlagen, 
Parkflächen, Straßenbegleitgrün und verkehrsberuhigender Elemente. Aufgrund der dadurch 
entstehenden Erneuerungs- und Verbesserungsvorteile werden Straßenbaubeiträge nach 
Maßgabe der ABS und dieser Satzung erhoben.  

§ 1 

Das Satzungsgebiet ergibt sich aus der anliegenden Karte.  

§ 2 

Der Anteil der Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand wird gem. § 4 Abs. 3 Nr. 5 
ABS in Ergänzung der ABS für die Anlage Glück-Auf-Straße ab dem Einmündungsbereich 
der Engelbertstraße bis zum Einmündungsbereich der Buschstraße auf 70 v. H. für 
sämtliche Teileinrichtungen festgesetzt.  

Die anrechenbare Breite wird auf durchschnittlich 6,00 m festgelegt.  

Für die Berechnung gilt § 4 Abs. 4 der ABS. 

§ 3 

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  

Der beschlossene Satzungstext stimmt mit dem bekannt gemachten Satzungstext überein 
und es ist nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NRW verfahren worden. Gemäß § 7 Abs. 6 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird auf folgende Rechtsfolgen 
hingewiesen:  

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriftennach der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann gegen diese Satzung oder sonstige ortrechtliche 
Bestimmungen nach Ablauf eines Jahres seitens ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt  

b)  die Satzung oder die sonstige ortrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 
 öffentlich bekannt gemacht worden  

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Oer-Erkenschwick vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 

Oer-Erkenschwick,  18.03.2019, 08.30 Uhr 

 

 
Wewers 
Bürgermeister  
 

 

 

 

 

 

Karte mit dem Satzungsgebiet zur Anlage Glück-Auf-Straße   
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 5.  Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung 

und Führung eines Vergaberegisters in NRW 
(Korruptionsbekämpfungsgesetz – KorruptionsbG) 

  hier: Veröffentlichung der Angaben der Mandatsträger gemäß § 17  
  Korruptionsbekämpfungsgesetz 
 
 
Zum 01.03.2005 ist das Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur 
Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen 
(Korruptionsbekämpfungsgesetz – KorruptionsbG) in Kraft getreten. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 5 Korruptionsbekämpfung gilt das Gesetz für Mitglieder des Rates 
sowie sachkundige Bürgerinnen und Bürger gem. § 58 Gemeindeordnung. 
 
Nach § 17 Korruptionsbekämpfungsgesetz geben die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 des 
Gesetzes gegenüber dem Bürgermeister schriftlich Auskunft über: 
 
1. Ausgeübter Beruf und Beraterverträge 
 
2. Mitgliedschaft in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 

1 Satz 3 des Aktiengesetzes. 
 
3. Mitgliedschaft in Organen von verselbständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-

rechtlicher oder privatrechtlicher Form der in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes genannten Behörden und Einrichtungen. 

 
4.  Mitgliedschaft in Organen sonstiger Unternehmen. 
 
5. Die Funktion in Vereinen oder vergleichbaren Gremien. 
 
Die in den Fragebögen gemachten Angaben zu 1. – 5. werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Oer-Erkenschwick,  18.03.2019, 08.30 Uhr 
 
 
 
 
Wewers 
Bürgermeister



Anlage zur Öffentlichen Bekanntmachung  
 
 

Auskunft gem. § 17 Korruptionsbekämpfungsgesetz von Ratsmitgliedern und sachkundigen Bürgern 
 

Alle Daten in der Tabelle beruhen auf den Angaben der Mandatsträger. Die Gewähr für die Richtigkeit der Angaben und Aktualisierung bei Veränderungen liegen bei dem 
bzw. der Meldepflichtigen. 
 
Name, 
Vorname 

a) 
b) 
c) 

ausgeübter Beruf 
selbst. 
Gewerbetreibende 
freie Berufe und selbst. 
Berufe 

Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten u.a. 
Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 S. 3 des 
Aktiengesetzes 
(z.B. RWE) 

Mitgliedschaft in Organen  
der in § 1 Abs. 1 u. Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und 
Einrichtungen 
(z.B. Sparkassen, Gerichte) 

Mitgliedschaft in 
Organen 
sonstiger 
privatrechtlicher 
Unternehmen 
(z.B. THS, VMW 

Funktionen in Vereinen oder 
vergleichbaren Gremien 
(z.B. Vorstandspositionen) 

Biernacki, 
Annegret 

a) Verkäuferin �  
Residenz Recklinghausen 
 

    

Breidung, 
Anneliese 

a) Pensionärin    - Geschäftsführerin DEF 
- Verdi-Bezirk ELN 
   VS-Ersatzvertreterin 
 

Colloff, Dominic a)  Vertriebsleiter/Prokurist 
� Energiehoch3 GmbH,    
     Bochum 
 

   - Geschäftsführer CDU-Fraktion  
- stellv. Vorsitzender CDU Stadtverband    
   O-E 
- Kreisvorsitzender Junge Union  
  KV Recklinghausen 
 

Cornelius, 
Ulrike  

a) 
b)  
c)  
 
 

Kfm. Angestellte 
Dipl.-Ing. Gartenbau 
Balkonia-Service  
� Garten- und   
     Landschaftsbau  
UCI� Vermittlungsge-  
           schäfte  
 

    - Geschäftsführerin CDU-Fraktion 
- Schatzmeisterin  CDU Stadtverband  
   O-E 
- Vorsitzende Frauenunion O-E 
- stellv. Schriftführerin der Kreis- 
  Frauenunion Recklinghausen 
- Kassiererin IG Dorfmarkt Oer e.V. 
 

Corzillius, Irina 
 

a) MTLA � St. Elisabeth 
Gruppe GmbH, 
Marienhospital Witten 
ab 01.01.2019 DRK 
Hagen 
 
 
 

   - Vorsitzende Heimatverein O-E 
- 2.Vorsitzende Kolpingfamilie Oer 



Name, 
Vorname 

a) 
b) 
c) 

ausgeübter Beruf 
selbst. 
Gewerbetreibende 
freie Berufe und selbst. 
Berufe 

Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten u.a. 
Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 S. 3 des 
Aktiengesetzes 
(z.B. RWE) 

Mitgliedschaft in Organen  
der in § 1 Abs. 1 u. Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und 
Einrichtungen 
(z.B. Sparkassen, Gerichte) 

Mitgliedschaft in 
Organen 
sonstiger 
privatrechtlicher 
Unternehmen 
(z.B. THS, VMW 

Funktionen in Vereinen oder 
vergleichbaren Gremien 
(z.B. Vorstandspositionen) 

 

 

Czaykowski, 
Heike 

a) 
 
b) 
 
 
 

Angestellte � 
Sparkasse Gelsenkirchen, 
Geschäftsführende 
Gesellschafterin  � 
Czaykowski & Brun GmbH 
Heiden 

   Schöffin beim Jugendgericht  
  Recklinghausen 

 - Tierschutzverein  O-E 
- AWO O-E 
- Bergbau- u. Geschichtsverein O-E 
- FöV  Willy-Brandt-Gymnasium 
- FöV zum Erhalt des Förderturmes 
  Schacht 3 
 

Drögehoff, 
Thomas 

a) Produktmanager � 
Muckenhaupt & Nusselt 
GmbH & Co.KG 
 

    
 

Drosten, Erwin a) Rentner 
 

    

Duscha, Peter a) Techniker � RAG    - 1.Vorsitzender SPD Stadtverband O-E 
  u. stellv. Fraktions-vorsitzender 
- 1. Vors. Stadtsportverband 
 

Ehm, Lars  a) Beamter � Land NRW  - Verbandsversammlung SPK  
  Vest 
- Verwaltungsrat SPK Vest 
 

 - Vorsitzender CDU  Stadtverband   O-E  
- Vorsitzender KPV Kreisverband 
   Recklinghausen 
- stellv. Kreisvorsitzender CDU 
 

Eißing, Martina  a) 
 
 
b) 
 

Verwaltungsangestellte  
� Seniorenzentrum 
Marienstift e.V. O-E  
Kleingewerbe mob. 
Nageldesign  
 

   Mitglied im Beirat 
SEG 

- stellv. Vorsitzende CDU Stadtverband  
   O-E u.  stellv. Fraktionsvorsitzende 
- 1. Vorsitzende IG Dorfmarkt e.V. 
 

Engfer, Gabriele  a)  Lehrerin/Schulleiterin  
�Land NRW 

   - Presbyterium der ev. Kirchen- 
  gemeinde  
- Vorstand FöV Albert-Schweitzer- 
  Schule  
 

Falk, Ulrich a) Bankkaufmann 
Finanzdienstleister  
�Sparkasse Vest 
Recklinghausen 

   - Kassierer SPD Stadtverband  O-E 



Name, 
Vorname 

a) 
b) 
c) 

ausgeübter Beruf 
selbst. 
Gewerbetreibende 
freie Berufe und selbst. 
Berufe 

Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten u.a. 
Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 S. 3 des 
Aktiengesetzes 
(z.B. RWE) 

Mitgliedschaft in Organen  
der in § 1 Abs. 1 u. Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und 
Einrichtungen 
(z.B. Sparkassen, Gerichte) 

Mitgliedschaft in 
Organen 
sonstiger 
privatrechtlicher 
Unternehmen 
(z.B. THS, VMW 

Funktionen in Vereinen oder 
vergleichbaren Gremien 
(z.B. Vorstandspositionen) 

 

 

Guttmann, 
Bärbel 

a) Rentnerin  ehrenamtliche Richterin beim 
Landessozialgericht Essen 

 - Mitglied  im  Vorstand der AWO O-E 
   
 

Hamann, 
Herbert 

a) Rentner 
Dipl.-Ing. 

1. stellv. Bürgermeister 
Stadt Oer-Erkenschwick 

 
 

Mitglied im Beirat 
ChemSite 

- 1. Vors. SKV O-E 
 

Henzel, 
Waltraud  

a)  Erzieherin  
� inti GmbH Dortmund 
 

   - Mitglied des Stadtvorstandes Die Linke  
O-E 

- Ausschussmitglied SKSS 
Heuschneider, 
Peter 

c) Freier Journalist      

Heymink, 
Heinrich 

a) 
 
c) 

Verwaltungsangestellter 
� Klinikum Vest 
Landwirt 
 

  
 

 -  Kirchenvorstand St. Josef,  O-E 
    
 
 

Hollan, Julia a) examinierte Gesundheits- 
und Krankenpflegerin 
� St. Sixtus-Hospital, 
Orthopädie, Haltern/See 
 

   - Beisitzerin im Stadtverband O-E 
- Beisitzerin im Kreis JU 
- stellv. Vorsitzende der JU O-E 
- Beisitzerin der Frauen Union  

Hinz, Christina a) Immobilienfachwirtin 
 

   - Vorsitzende JungeUnion O-E 
- Beisitzerin JungeUnion KV RE 
- Schriftführerin CDU O-E 
- Schriftführerin FrauenUnion KV RE 
- Beisitzerin FrauenUnion   
   Bezirk Ruhrgebiet 
 

Jankowski, Bea a) 
 

Studentin der 
Rechtswissenschaft 
 

   - stellv. Vors. Jusos O-E 
- Schriftführerin SPD O-E 
- s.B. SteWi-Ausschuss 
 

Jurgeleit-
Höflich, 
Christiane 

a)  Gemeindecaritas- 
Referentin u. Senioren- u. 
Pflegeberatung  � 
Caritasverband Waltrop/ 
Oer-Erkenschwick e.V. 

   - stellv. Schriftführerin CDU Stadtverband 
O-E 
- stellv. Vorsitzende Frauenunion  O-E 
- Beisitzerin Kreisvorstand Frauenunion 
- Beisitzerin KPV Kreisverband RE 



Name, 
Vorname 

a) 
b) 
c) 

ausgeübter Beruf 
selbst. 
Gewerbetreibende 
freie Berufe und selbst. 
Berufe 

Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten u.a. 
Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 S. 3 des 
Aktiengesetzes 
(z.B. RWE) 

Mitgliedschaft in Organen  
der in § 1 Abs. 1 u. Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und 
Einrichtungen 
(z.B. Sparkassen, Gerichte) 

Mitgliedschaft in 
Organen 
sonstiger 
privatrechtlicher 
Unternehmen 
(z.B. THS, VMW 

Funktionen in Vereinen oder 
vergleichbaren Gremien 
(z.B. Vorstandspositionen) 

 

 

Kemper, 
Johannes 

a)  Dipl.-Ing. � RAG    - Fraktionsvorsitzender SPD   
  Stadtverband O-E 
- 2. Vorsitzender TuS 09 
- Mitglied im Beirat der Spvgg  
   Erkenschwick 
- Beisitzer Grün-Weiß Erkenschwick 
- Gesellschafter der Bäderbetriebs  
   GmbH Oer-Erkenschwick 
 

Kohl, Brigitte a) Hausfrau Mitglied Polizeibeirat  
 Recklinghausen 
 

  - Mitglied des Landschaftsverbandes 
   Westfalen Lippe (LWL) 
- Mitglied Kreistag Recklinghausen 
- stellv. Vorsitzende SPD Stadtverband  
   O-E 
 

Krieg, Silke  c)  Unternehmensberaterin  2.stellv.Bürgermeisterin 
Oer-Erkenschwick 

  Mitglied im Aufsichtsrat  
  Vestische Straßenbahnen   
  GmbH 

 - Mitglied Kreistag Recklinghausen 
- Sprecherin OV Bündnis 90/Die Grünen  
  O-E 
 

Kurth, Lucas a) Schüler/Student 
 

    

Kurth, Thomas a)  Geschäftsführer  
 � Junikum 
 

    

Lenk, Helmut a) Studienrat i.R.    stellv. Mitglied  
  Verbandsvers.SPK Vest  

 - Vorsitzender UWG-Fraktion  
- Vorsitzender  „Siedlergemeinschaft zum  
  Westerbach“  im Verband  

Wohneigentum NRW  
- Vorsitzender im Verw.-Beirat WEG 
  (Buschstr. 70/72, Oer-Erkenschwick) 
- 1. Vorsitzender Vestische Tanz- 
 sportgem. Grün-Gold RE e.V. 
 

Leson, Christian  a) 
 

Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter � Uni Bochum 

   - 1. Vorsitzender FDP Stadtverband  O-E 
 

Lewe, Rainer 
 

a) 
 

Oberstudienrat 
�Land NRW 

   - Vorstandsmitglied der DFG Reckling- 
   hausen e.V. 



Name, 
Vorname 

a) 
b) 
c) 

ausgeübter Beruf 
selbst. 
Gewerbetreibende 
freie Berufe und selbst. 
Berufe 

Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten u.a. 
Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 S. 3 des 
Aktiengesetzes 
(z.B. RWE) 

Mitgliedschaft in Organen  
der in § 1 Abs. 1 u. Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und 
Einrichtungen 
(z.B. Sparkassen, Gerichte) 

Mitgliedschaft in 
Organen 
sonstiger 
privatrechtlicher 
Unternehmen 
(z.B. THS, VMW 

Funktionen in Vereinen oder 
vergleichbaren Gremien 
(z.B. Vorstandspositionen) 

 

 

Mathwig, Klaus-
Dieter 
 

a) Einrichtungsberater  
�Zurbrüggen Herne 

    

Marnitz, 
Wolfgang  

a)  Fördermaschinist 
 
 
 
 

   - Ehrenvorsitzender KG-Blau-Weiß  
  am Stimberg 
- Beisitzer im geschäftsführenden 
  Vorstand Ortsgruppe Erkenschwick  
- Beisitzer im DGB O-E 
- Beisitzer Bergmannsverein 
  Recklinghausen  
 

Nazir, Shoaiub a) Bankkaufmann  
�Sparkasse  
    Vest Recklinghausen 
 

   - Mitglied Fraktionsvorstand  
   (Schriftführer) SPD Stadtverband O-E 
- Kreisverbandsvorsitzender Jusos 
   Kreis Recklinghausen 
- stellv. Vorsitzender Jusos O-E 
    

Nilius, Werner  a)  Rentner    - geschäftsführender Vorstand  IGBCE 
   O-E  Bergmannsverein 
- 1. Vorsitzender im DGB-Ortsverband 
- 1. Vorsitzender Treffpunkt Rapen e.V.  
- Mitglied der Schützen Rapen 
 

Oeinck, Josef a) Sozialpädagoge  
� Basis e.V. Straffälligen- 
     u. Opferhilfe 
 

Win-Ela   - 1. Vorsitzender Faltbootclub 
  Marl-Hamm 1456 e.V. 

Pakularz, Jan-
Philipp 

a)  Student 
 
 
 

    

Ranz, Andreas b) 
c) 

Mediaberater 
Kleingewerbe 
Hüpfburgenverleih 
 

   - Fraktionsvorsitzender  AfD Stadtverband  
  O-E 
 



Name, 
Vorname 

a) 
b) 
c) 

ausgeübter Beruf 
selbst. 
Gewerbetreibende 
freie Berufe und selbst. 
Berufe 

Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten u.a. 
Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 S. 3 des 
Aktiengesetzes 
(z.B. RWE) 

Mitgliedschaft in Organen  
der in § 1 Abs. 1 u. Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und 
Einrichtungen 
(z.B. Sparkassen, Gerichte) 

Mitgliedschaft in 
Organen 
sonstiger 
privatrechtlicher 
Unternehmen 
(z.B. THS, VMW 

Funktionen in Vereinen oder 
vergleichbaren Gremien 
(z.B. Vorstandspositionen) 

 

 

Rusche, Karl-
Heinz 
 

c) Landtagsabgeordneter 
i.R. 
 

   - Fraktionsvorsitzender BOE  
   Stadtverband O-E 

Schroer, Harry b) Schlossermeister  
� Metallbau Tür- u.  
Tortechnik 
 

    
 
 

Stahl, Normann 
 

 Reg.-Angestellter  
�Polizei RE, Land NRW 
 

   - Vorsitzender Die Linke  Stadtverband   
   O-E 

Straub, Gerti 
 

a) Hausfrau 
 

 Schöffin beim Landgericht  – 
Jugendgericht – Bochum 

 - DTB Jugendleiterin 
- WTV-Vizepräsidentin 
 

Turgut, Bayram a) Kaufm. Angestellter 
� RAG Anthrazit 
Ibbenbüren GmbH 

   - IGBCE – VL – Vorstand /RAG 
- SPD Stadtverband O-E 
   /Integrationsbeauftragter 
 

Vahle, Monika 
 

a) Rentnerin   Mitglied bei  
Ver-di 
 

- Schriftführerin im AWO-Vorstand 

Weissenbacher, 
Hartmut 
 

a) Rentner    - Vorstand UWG O-E e.V. 
   Kassierer/Schriftführer 

Weissenbacher, 
Ursula 

a) Hausfrau 
 
 

  Beirat SEG  
Oer-Erkenschwick 

- 1. Vorsitzende  UWG O-E  e.V. 

Wewers, 
Carsten 

a) Bürgermeister 
 
 
 

  
 

Sparkasse Vest Recklinghausen  
- Mitglied der  Zweckverbands- 
  versammlung 
- Mitglied des Verwaltungsrates 
Mitglied  im Aufsichtsrat der   
 Win-Emscher-Lippe  
 

- Mitglied im     
   Beirat:  
SEG 
Gelsenwasser AG 
GVV 
Kommunalvers.  
 

- 2. Vorsitzender Partnerschaftsverein 
  Oer-Erkenschwick 

Witthus, 
Manfred 
 
 

a) Rentner    - Vorstandsvorsitzender 
  Stiftung Lebenshilfe Mitte - Vest e.V. 
- Senatspräsident der KG  
  Rote Funken Recklinghausen 



Name, 
Vorname 

a) 
b) 
c) 

ausgeübter Beruf 
selbst. 
Gewerbetreibende 
freie Berufe und selbst. 
Berufe 

Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten u.a. 
Kontrollgremien i.S.d. 
§ 125 Abs. 1 S. 3 des 
Aktiengesetzes 
(z.B. RWE) 

Mitgliedschaft in Organen  
der in § 1 Abs. 1 u. Abs. 2 des 
Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und 
Einrichtungen 
(z.B. Sparkassen, Gerichte) 

Mitgliedschaft in 
Organen 
sonstiger 
privatrechtlicher 
Unternehmen 
(z.B. THS, VMW 

Funktionen in Vereinen oder 
vergleichbaren Gremien 
(z.B. Vorstandspositionen) 

 

 

Wojtkowski, 
Gabriele 

a) Kfm. Angestellte 
�Aldi GmbH & Co.KG 

 Sparkasse Vest Recklinghausen  
- Mitglied der Zweckverbands- 
  versammlung 
 

 - Kassiererin und geschäftsf.  
   Vorstandsmitglied  
  Bergbau- und Geschichtsverein 
 

Ziesmann, 
Armin  
 

c)   Unternehmensberater   Mitglied  Zweckverband  GKD   

Zorg-Klingler, 
Stephanie  
 

b)  Schneiderin      

Zühlsdorf, 
Justin 

a) Polizeibeamter  
� Land NRW 
Student 

    

 

 
 
 


